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„Das weſtpreußiſche Handwerk‘ 

erſcheint wöchentlich einmal Bezugs⸗ 

preis vierteljährlich 1,00 M., mit 

Beſtellgeld 1,12 M. Beſtellungen 

nehmen alle Poſtanſtalten und Brief- 
träger entgegen. 
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Amtliches 


Graudenz, Sonnabend, den 20. Mai 


Guhalisverzeignis. 
— Erlaſſe und 


Vrefügungen der Zentral- und Verwaltungsbehörden. — Neuer 


Weſtpreußiſcher Innungs- und Handwerkstag. 


Wagenauftrag. — Bilanz der Genoſſenſchaft. 
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Weſtpreußiſcher Innungs- und 
Handwerks-Tag. 


Am Montag, den 29. Mai d. Js., vormittags 10% Uhr 
findet im Landeshauſe zu Danzig, Neugarten Nr. 23—25 
ein weſtpreußiſcher Innungs⸗ und Handwerkskammertag 
ſtatt. Die Tagesordnung lautet: 


1. Weſtpreußiſche Kriegsvorſchußkaſſe, 

2. Stellungnahme des organiſierten Handwerks zu dem 
Stadtſchaftsgeſetz betr. Gewährung erſter und zweit- 
ſtelliger Hypotheken und deren Tilgung. 


Wir laden zur Teilnahme an dieſen Verhandlungen 
die Vorſtände der weſtpreußiſchen Innungen ergebenſt 
ein mit der Bitte, zu veranlaſſen, daß von jeder Innung 
ein Vertreter erſcheint. 

Die Vorſtände der Handwerkszweige bitten wir glei- 
cherweiſe an der Tagung durch einen Vertreter teilzu— 
nehmen. 


Die Teilnehmer bitten wir bis zum 18. d. Mts. bei 
der Handwerkskammer zu Danzig oder zu Graudenz je 
nach der Zugehörigkeit zum Kammerbezirk anzumelden, 
dann die nur angemeldeten Vertreter 
Eintrittskar⸗ 


auf die 
benutzbaren 


worauf 


lautenden und nur für dieſe 


Im Anzeigenteil koſtet die vier⸗ 

geſpaltene Petitzeile 20 Pf., bei Be⸗ 

kanntmachungen von Innungen, Ge⸗ 

noſſenſchaften 10 Pf. Aufträge nimmt 

die Buchdruckerei Robert Geiſel 
entgegen. 


Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 
für den Regierungsbezirk Marienwerder. 
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ten an die betreffenden Innungsvorſtände verſandt wer— 
den. 
Die Reiſekoſten hat die betreffende Innung zu tragen. 


Die Vorſtände der Handwerkskammern 


zu Danzig zu Graudenz. 
Herzog, Vorſitzender. Hache, Vorſitzender. 


Erlaſſe und Verfügungen der Jentral- 
und Derwaltungsbehörden. 


Urbeitsregelung in Web-, Wirk- und Strickſtoffe verar⸗ 
beitenden Gewerbezweigen. 


Der Miniſter für Berlin WI, 1. April 1916. 
Handel und Gewerbe. 


Die von den ſtellvertretenden Generalkommandos 
und dem Oberkommando in den Marken erlaſſene Be: 
kanntmachung, betreffend Regelung der Arbeit in Web-; 
Wirk⸗ und Strickſtoffe verarbeitenden Gewerbezweigen, 
bezweckt im Hinblick auf die am 1. Februar d. J. erfolgte 
Beſchlagnahme von Web-, Wirk⸗ und Strickwaren, den 
Eintritt von Betriebseinſtellungen und damit verbundener 
Arbeitsloſigkeit in den die Stoffe verarbeitenden Gewer- 
bezweigen nach Möglichkeit hintanzuhalten. Zu dieſem 
Ende ſoll einer ſchnellen Aufarbeitung der vorhandenen, 
von der Beſchlagnahme freigelaſſenen Stoffe, die kurzſich— 
tigerweiſe zugunſten eines augenblicklichen Vorteils die 
Geſtaltung der Verhältniſſe in der Zukunft außer acht laſ— 
ſen würde, durch eine allgemeine Beſchränkung der Verar⸗ 
beitung auf 7 Zehntel der bisherigen Herſtellung vorges 
beugt werden. Die fo erzielte Streckung der Arbeit foll 
tunlichſt auf alle bisher im Gewerbe beſchäftigten ausge— 
dehnt werden, ſo daß umfangreichere Entlaſſungen infolge 
der Arbeitsbeſchränkung vermieden werden. Um ferner 
Härten für die Angeſtellten und Arbeiter infolge der Re— 
gelung nach Möglichkeit zu vermeiden und auszugleichen, 
find zugleich im Einverſtändnis mit den zur Sache gehör- 
ten großen wirtſchaftlichen Verbänden der Kleider- und 
Wäſchekonfektion aus den verſchiedenen Teilen Deutſch⸗ 
lands in die Bekanntmachung auch Vorſchriften über die 
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Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich nicht auf Mengen, die 


1. im Eigentume des Reichs, eines Bundesſtaats oder 
Elſaß⸗Lothringens, insbeſondere im Eigentume der 
Staatseiſenbahnverwaltungen, der Heeresverwal⸗ 
tungen oder der Marineverwaltung ſtehen, 


2. ſich in Gewahrſam des Eigentümers befinden und 
ausſchließlich für techniſche Zwecke im eigenen Be⸗ 
triebe des Eigentümers Verwendung finden ſollen, 

3. insgeſamt 1000 Kilogramm nicht überſteigen. 


§ 3. Wer eingelagertes Petroleum in Gewahrſam hat, 
hat es der Petroleumzentrale auf Verlangen zum Höchſt— 
preis zu überlaſſen und auf Abruf zu verladen. Er hat 
es bis zur Abnahme aufzubewahren und pfleglich zu be— 
handeln. Auf Verlangen hat er der Petroleumzentrale 
Proben gegen Erſtattung der Portokoſten einzuſenden. 

Iſt das Petroleum beim Eintreffen des Abrufs der 
Petroleumzentrale in nicht verſandfähigen Lagerbehal- 
tern eingelagert, ſo hat die Petroleumzentrale die für die 
Verſendung erforderlichen Fäſſer oder Tankwagen zu 
ſtellen. 

Die Ueberlaſſungspflicht erſtrecht ſich nicht auf die 
im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Mengen. 

§ 4. Die Petroleumzentrale hat binnen zwei Wochen 
nach Eingang der Anzeige zu erklären, welche beſtimmt 
zu bezeichneten Mengen ſie übernehmen will. Für Men⸗ 
gen, die ſie hiernach nicht übernehmen will oder hinſichtlich 
derer eine Erklärung binnen der genannten Zeit nicht ab— 
gegeben wird, erliſcht die Ueberlaſſungspflicht. 

Solange die Petroleumzentrale die Ueberlaſſung ver— 
langen kann, darf über das Petroleum nur mit ihrer Zu— 
ſtimmung anderweit verfügt werden. 

§ 5. Der Empfänger von Petroleum, das fic) mit Bes 
ginn des 1. Mai 1916 unterwegs befindet oder das nach 
dieſem Zeitpunkt aus dem Ausland eingeführt wird, hat 
unverzüglich nach Eintreffen desſelben an dem Beſtim⸗ 
mungsorte der Petroleumzentrale telegraphiſch (Tele— 
grammadreſſe „Petrolzentrale Berlin“) Anzeige über die 
Mengen und die Verpackungsart zu machen. 

Der Empfänger hat das Petroleum der Petroleum: 
zentrale auf Verlangen zum Höchſtpreis zu überlaſſen. 
Standgeld, das für die Zeit nach Ablauf von 48 Stunden 
nach der Anzeige entſteht, hat die Petroleumzentrale zu 
tragen. 

Die Petroleumzentrale hat binnen 48 Stunden nach 
Eingang der Anzeige zu erklären, ob ſie das Petroleum 
übernehmen will. Für Mengen, die ſie hiernach nicht 
übernehmen will, oder hinſichtlich derer eine Erklärung 
innerhalb der genannten Zeit nicht abgegeben wird, er— 
liſcht die Ueberlaſſungspflicht. 

Solange die Petroleumzentrale die Ueberlaſſung ver- 
langen kann, darf über das Petroleum nur mit ihrer Zu— 
ſtimung verfügt werden. 

§ 6. Streitigkeiten über die aus §§ 3 bis 5 ſich erge- 
benden Verpflichtungen entſcheidet die höhere Verwal— 
tunasbehörde endgültig. 

§ 7. Die Landeszentralbehörde beſtimmt, wer als hö— 
here Verwaltungsbehörde im Sinne dieſer Verordnung 
anzuſehen iſt. 

§ 8. Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 1. Mai 1916. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Delbrück. 


Bekannfmadung 


gegen das Fetten von Brotlaiben. 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Geſetzes 
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſ.⸗ 
Bl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


dr 
§ 11 der Verordnung des Bundesrats über die Berei- 
tung von Backware vom 5. Januar 1915 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 31. März 1915 (Reichs-Gefewbl. 
S. 204) erhält folgenden zweiten Abſatz: 

„Es iſt ferner verboten, in gewerblichen Betrie— 
ben Brotlaibe vor dem Ausbacken mit Fett zu be: 
ſtreichen. Als Fett im Sinne dieſer Vorſchrift gelten 
tieriſche und pflanzliche SE und Fette aller Art.“ 
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Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün— 
dung in Kraft. 


Berlin, den 1. Mai 1916. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Delbrück. 


Neuer Wagenauftrag. 


Durch Vermittelung des deutſchen Handwerks⸗ und 
Gewerbekammertages hat die Hand werkskam⸗ 
mer Graudenz 


25—50 Langholzwagen 


zur Anfertigung im Kammerbezirke von der Königl. Feld⸗ 
zeugmeiſterei erhalten. 


Der Preis für einen Wagen beträgt 500 Mark. 


Ein Muſterwagen wird der Kammer zur Verfügung 
geſtellt werden. Lieferungstermin iſt der 15. Juni 1916. 


Wagen dürfen nur an Schmiede und Stellmacher ver⸗ 
geben werden. 


Unternehmer dieſer Gewerbe, welche bereit ſind, 
Wagen auszuführen, wollen ſich ſchleunigſt bei der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle melden. 


Bilanz per 31. Dezember 1915. 
Aktiva: 
Kassenbestand , 58,53 


Passiva: 

Geschäftsguthaben 
der Mitglieder # 1500.00 
Reservefond . „ 80.00 
A 1580.00 


Bankguthaben „ẽ 1511.09 
Went 1038 
A 1580.00 
Gewinn- und Verlust-Konto. 
Soll: Haben: 
Verwaltungs- u. Einrich- | Zinsen, Provisionen 
tungskosten usw. A 54.97 M 44.59 


„ 10.38 
M 54.97 —4 54,97 


Am 30. 10.1915 waren 8 Gen. m. 8 Geschäftsanteilen 
5 4b) 4 — —- 
Abgang <n u e u. = — 
mithin amSchlusse 1915 8 Gen. m. 8 Geschäftsanteilen 
a 300 Mark mit der Haftsumme von 2400,00 Mark. 
Thorn, den 31. Dezember 1915. 
Sattler- und Tapezierergewerk-Genossenschaft, 
G. m. b. H. Thorn. 


Der Vorstand. 
P. Schliebener. O. Wegner. 


Verlust . 


A. Stephan. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudeng. 
Druck und Expedition: 

Nuchdruckerei Robert Geiſel, Graudenz. — Fernſprecher Nr. 748. 


